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I.  Freizügigkeit der Arbeitnehmer

Die Idee einer europäischen Integration im Anschluss an die Erfahrungen des 
Zweiten Weltkriegs war mit unterschiedlichen Vorstellungen verbunden.1 
Trotz der unterschiedlichen Vorstellungen, die die Diskussionen der damali-
gen Zeit geprägt haben, lassen sich doch zwei zentrale Aspekte hervorheben, 
die allen Personen und Organisationen gemeinsam waren, die für die Ver-
wirklichung einer europäischen Integration eintraten. Nach den verheeren-
den Auswirkungen des Zweiten Weltkriegs war klar, dass eine wie auch im-
mer geartete europäische Gemeinschaft ganz wesentlich einen Beitrag zur 
Friedenssicherung leisten, vor allem eine Überbrückung des Gegensatzes 
zwischen Deutschland und Frankreich erreichen müsste. Dazu waren An-
strengungen auf vielen Gebieten, der Politik, der Kultur, der menschlichen 
Begegnung, notwendig. Allen war aber auch klar, dass das Ziel nur durch eine 
wirtschaftliche Kooperation der europäischen Staaten erreicht werden konn-
te. Und so ist die Gründung der ersten europäischen Gemeinschaft, der Eu-
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), gerade dem Ziel ver-
pflichtet gewesen, einen Beitrag zur Friedenssicherung, insbesondere zur 
Aussöhnung zwischen Deutschland und Frankreich, zu leisten, wenngleich 
der Inhalt der Gemeinschaft ein ausschließlich ökonomischer war.2

Als man Mitte der 50er Jahre an die Verwirklichung des Gedankens einer 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ging, war die Idee der Friedenssi-
cherung nach wie vor gegenwärtig, das Hauptaugenmerk lag aber jetzt auf 
der Konstituierung eines Gemeinsamen Marktes. Das heißt, „wirtschaftlich 
gesehen erschien es evident, dass man nicht zu einer Abschließung und Au-
tarkie nationaler Märkte kleineren oder mittleren Umfangs zurückkehren 
durfte, sondern die Voraussetzungen für einen großen europäischen Markt 
mit freiem Verkehr der Personen, Güter und Kapitalien zu schaffen hatte, 
um Wachstum und Produktivität der europäischen Wirtschaft zu stärken, 
um im Wettbewerb mit den Vereinigten Staaten von Amerika und dem sich 
schnell erholenden Japan bestehen zu können“.3

1	 Vgl Bitsch, Histoire de la construction européenne, 2008, 31 ff.
2	 Vgl dazu die berühmte Schumann-Erklärung (damaliger französischer Außenmi-

nister) vom 9.5.1950, in der es heißt: „Die Zusammenlegung der Produktion von 
Kohle und Stahl wird sofort die Errichtung gemeinsamer Basen der wirtschaftli-
chen Entwicklung als erste Etappe der europäischen Föderation sicherstellen. […] 
Auf diese Weise wird einfach und schnell die Interessenfusion verwirklicht, die für 
die Schaffung einer wirtschaftlichen Gemeinschaft unentbehrlich ist, und das Fer-
ment einer viel größeren und tieferen Gemeinschaft zwischen Staaten gelegt, die 
sich lange in blutigem Streit entgegenstanden“.

3	 Von der Groeben, Jahrhundert, 270.
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In dem vorstehenden Zitat kommt eine gemeinsame Überzeugung zum 
Ausdruck, die in der damaligen Zeit unbestritten war und deren Richtigkeit 
bis zum heutigen Tage von niemandem bestritten wird. Wenn man an einen 
Gemeinsamen Markt denkt, der aus den nationalen Wirtschaften der Mit-
gliedstaaten besteht, so mag man damit in erster Linie Waren und Kapital 
meinen. Aber untrennbar mit der Konstituierung eines Gemeinsamen 
Markts ist das grenzübergreifende Angebot und die Nachfrage nach Arbeit, 
sei es Arbeit, die in abhängiger Stellung erbracht wird, sei es Arbeit von 
Selbständigen, verbunden. Deshalb wurde im Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWGV), der am 1. 1. 1958 in Kraft 
trat, in Art 3 lit c die Beseitigung der Hindernisse für den freien Personen-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwischen den Mitgliedstaaten als eine 
wesentliche Aufgabe der Tätigkeit der Gemeinschaft festgeschrieben.

So einfach und bestechend die Idee einer umfassenden Faktormobilität 
war, so wenig war speziell für die grenzüberschreitende Migration von Ar-
beitnehmern klar, wie und in welchem Umfang solche Arbeitskräftebewe-
gungen vonstatten gehen sollten. Die Vorstellung eines Grenzen negieren-
den europäischen Arbeitsmarkts war keineswegs allgemein akzeptierte Auf-
fassung der einzelnen Mitgliedstaaten.

Eine wichtige Rolle für die künftige Entwicklung kam dem so genannten 
Spaak-Bericht zu.4 Das Kapitel des Spaak-Berichts über die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer5 gibt die Unsicherheit der damaligen Zeit über die Ent-
wicklung eines europäischen Arbeitsmarkts wieder. Deshalb wird einleitend 
betont, dass es unerlässlich sei, die Vorurteile, die der Freizügigkeit der Ar-
beitnehmer im Wege stehen, zu zerstreuen und hervorzuheben, dass ein Zu-
strom von Arbeitskräften ein wichtiger Faktor für die wirtschaftliche Ex-
pansion eines Lands sei. Ferner wird betont, dass die Angst vor umfassen-
den Wanderbewegungen der Arbeitskräfte nicht begründet sei. Schon inner-
halb eines Landes werde ein berufsmäßig bedingter Wohnsitzwechsel mit 
Zurückhaltung betrachtet. In Hinblick auf den in allen Ländern der Ge-
meinschaft bestehenden Wohnungsmangel würde dies erst recht für die in-

4	 Am 1.6.1955 fand eine Konferenz der Außenminister der EGKS-Staaten in Messi-
na statt. Dort wurde ein Ausschuss unter Leitung des belgischen Außenministers 
Paul Henri Spaak mit dem Ziel eingesetzt, die Möglichkeiten einer umfassenden 
Wirtschaftsintegration zu prüfen. 1956 wurde der später berühmt gewordene 
Spaak-Bericht vorgelegt. Auf der Basis der darin unterbreiteten Vorschläge kam es 
im März 1957 zum Abschluss der – nach dem Tagungsort benannten – so genann-
ten Römischen Verträge, mit denen die EWG und die Europäische Atomgemein-
schaft (EURATOM) gegründet wurden. Ausführlich zu Inhalt und Bedeutung des 
Spaak-Berichts Küsters, Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 1982, 13 ff.

5	 Vgl 2. Teil, I.
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ternationale Arbeitsmigration gelten. Deshalb seien in den meisten Ländern 
auch Bestrebungen „auf die Entwicklung und die Schaffung von Beschäfti-
gungsmöglichkeiten an Ort und Stelle gerichtet“.6 Es gab aber auch zahlrei-
che Länder wie die Niederlande, Deutschland und Italien, die sehr stark das 
Konzept eines gemeinsamen Markts mit möglichst wenigen Beschränkun-
gen für Arbeitnehmer favorisierten.7 Solche Auffassungen entsprachen der 
vorherrschenden ökonomischen Theorie. Ihr zufolge ist Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer eine Frage der effizienten Ressourcenallokation.8 Erwartet 
wird ein Fluss des Arbeitskräftepotenzials aus Ländern mit niedrigeren 
Löhnen in solche mit höheren, so dass sich die Grenzproduktivität der Ar-
beit innerhalb des Wirtschaftsraums ausgleicht. Die Mobilität des Produk
tionsfaktors Arbeit verlangt also die Existenz von Freizügigkeitsregeln.9

Der Spaak-Bericht schloss sich solchen ökonomischen Theorien an, die 
zuvor schon in die Vorschläge der OEEC (heute OECD) eingeflossen wa-
ren. Der Bericht verlangt (S 95), „den Begriff der Freizügigkeit richtig zu 
interpretieren: Sie schließt das Recht ein, sich in jedem Land der Gemein-
schaft um die tatsächlich angebotenen Stellen zu bewerben ohne irgendwel-
che Beschränkungen, die nicht auch für die einheimischen Arbeitnehmer 
gelten, in diesem Land zu verbleiben, wenn tatsächlich eine Beschäftigung 
erlangt wurde“.

Diese Vorstellungen haben sich schließlich durchgesetzt. Art 48 EWGV 
bestimmte, dass bis zum Ende der Übergangszeit10 innerhalb der Gemein-
schaft die Freizügigkeit der Arbeitnehmer hergestellt wird. Diese umfasst 
die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschied-
lichen Behandlung der Arbeitnehmer und das Recht auf freien Zugang zu 
allen tatsächlich angebotenen Stellen in einem anderen Mitgliedstaat. Walter 
Hallstein, der erste Präsident der Europäischen Kommission, hat in diesem 
Zusammenhang davon gesprochen, dass der Vorrang des nationalen Ar-
beitsmarkts abgeschafft und an seine Stelle der Vorrang des gemeinschaftli-
chen Arbeitsmarkts getreten sei.11 Da die Verwirklichung des Rechts der 

6	 Hier bringt der Bericht die allgemein verbreitete Ansicht zum Ausdruck, dass Ar-
beitslosigkeit wesentlich durch Schaffung von Arbeitsplätzen vor Ort und nicht 
durch Suche nach Arbeit über die Grenzen hinweg reduziert werden soll, ebenso 
Davies in: McCarthy (Hg), 319.

7	 Vgl dazu Küsters, Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 359 f.
8	 Vgl dazu O’Leary in: Craig/De Búrca (Hg), 499 ff.
9	 Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, § 27 Rn 1.
10	 Das war gem Art 8 EWGV der 31.12.1969.
11	 Hallstein, Europäische Gemeinschaft, 203  f. An gleicher Stelle beschreibt Hall-

stein eindrucksvoll den Rahmen der Freizügigkeit: „Bei der Freizügigkeit handelt 
es sich um viel mehr als um Bewegungsfreiheit. Es geht auch um die Nicht-Diskri-
minierung von fremden Staatsangehörigen aus der Gemeinschaft in Bezug auf Be-
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Freizügigkeit nicht sofort, sondern bis zum Ende der Übergangszeit von-
statten gehen sollte, gingen die Überlegungen dahin, zunächst den qualifi-
zierteren Arbeitnehmern das Recht der Freizügigkeit zuzugestehen und erst 
in einem zweiten Schritt den sonstigen Arbeitnehmern.12

Ein wesentlicher Aspekt der Freizügigkeitsregeln war die Gleichbehand-
lung von Arbeitnehmern auf dem Gebiet des Rechts der Sozialen Sicherheit. 
Art  51 EWGV verlangte deshalb, dass der Rat mit einer Verordnung die 
Grundlagen dafür schafft, dass eine Koordinierung der Systeme sozialer Si-
cherheit erfolgt und jegliche Diskriminierung zwischen In- und EG-Aus-
ländern vermieden wird. Der Rat ist diesem Auftrag aus Art  51 EWGV 
durch die VO (EWG) Nr 1408/71 vom 14. 6. 1971 über die Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie 
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwan-
dern, nachgekommen.13 Da dieses Lehrbuch allgemein auf das europäische 
Arbeitsrecht beschränkt ist, bleibt dieser Bereich des EU-Sozialrechts aus-
geklammert.14

II. � Harmonisierung nationaler Arbeitsrechte als 
Wettbewerbsproblem

Die Vorschriften über die Arbeitnehmerfreizügigkeit (Art 45 ff AEUV) las-
sen die nationalen Arbeitsrechtsordnungen in ihrem Inhalt unberührt. Le-
diglich eine diskriminierungsfreie Gestaltung der Rechtsvorschriften wird 
verlangt. Von keinem Mitgliedstaat wurde bei den Beratungen über die Rö-
mischen Verträge die Schaffung eines Europäischen Arbeitsrechts im Sinne 
eines Arbeitnehmerschutzrechts nach dem Muster des Arbeitsrechts in den 
einzelnen Mitgliedstaaten gefordert. Vielmehr stellte sich die Frage, ob das 
Nebeneinander verschiedenartiger Arbeitsrechtssysteme im Hinblick auf 
das Prinzip der Wirtschaftsintegration hinzunehmen war.

schäftigung, Entlohnung ua Arbeitsbedingungen. Es geht um das Recht, sich um 
Arbeit zu bewerben, sich im anderen Land zur Arbeit aufzuhalten und auch darin 
unter Einhaltung bestimmter Bedingungen zu bleiben. Alle Arbeitnehmer aus der 
Gemeinschaft können den Gewerkschaften ihres Beschäftigungslandes beitreten 
und in die betrieblichen Personalvertretungen gewählt werden. Sie werden steuer-
lich und sozialrechtlich gleich den Inländern behandelt. Sie können ihre Familien-
mitglieder nachkommen lassen, haben Recht auf Wohnraum und zum Erwerb von 
Grundeigentum“.

12	 Vgl dazu Küsters, Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 175 f.
13	 ABlEG 1997 Nr L 28/4. Die VO (EWG) Nr 1408/71 ist mit Wirkung zum 1.5.2010 

durch die VO (EG) Nr 883/2004 abgelöst worden.
14	 Zu den Grundlagen des Europäischen Sozialrechts vgl Fuchs, Einführung, in: 

Fuchs (Hg), Rn 31 ff.

Harmonisierung nationaler Arbeitsrechte als Wettbewerbsproblem



8

Die französischen Verhandlungsführer sahen in einer sozialen Harmoni-
sierung eine der entscheidenden Voraussetzungen für die Errichtung des 
Gemeinsamen Marktes, da nur auf diesem Weg gleiche Chancen für den 
Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaft bestünden, wenn durch Anglei-
chung sozialpolitischer Regelungen in den einzelnen Mitgliedstaaten eine 
gleichmäßige Belastung der Unternehmen gewährleistet sei. Frankreich be-
fürchtete, dass seine Unternehmen wegen der gegenüber anderen Ländern 
relativ höheren Arbeitskosten in einen Wettbewerbsnachteil gerieten. Dem-
gegenüber vertrat die deutsche Delegation die Auffassung, dass arbeits-
rechtliche Standards und Sozialleistungen nicht als (vom Gesetzgeber ge-
schaffene) künstliche, sondern als natürliche standortbedingte Kosten anzu-
sehen seien, die keinerlei Wettbewerbsverfälschung zur Folge hätten und 
deswegen auch nicht im Wege einer Harmonisierung angeglichen werden 
müssten.15 Unterstützung erhielt diese Position durch eine Studie, die im 
Auftrag des Internationalen Arbeitsamts zu dem Thema „Soziale Aspekte 
von Problemen der europäischen Wirtschaftskooperation“ erstellt worden 
war (sog Ohlin-Report).16 Darin war die Auffassung vertreten worden,17 
dass internationale Unterschiede im allgemeinen Kostenniveau pro Arbeits-
zeiteinheit keine harmonisierenden Maßnahmen erforderlich machten, um 
eine größere Freiheit des internationalen Handels herbeizuführen. Die Ex-
pertengruppe argumentierte, dass durch höhere Arbeitskosten in einzelnen 
Ländern der internationale Wettbewerb nicht gefährdet sei, solange die hö-
heren Arbeitskosten eine größere Produktivität widerspiegelten. Unter-
schiedliche Produktivitätsniveaus spiegelten sich in unterschiedlichen 
Wechselkursen wider. Bei Fortbestehen unterschiedlicher Produktivität in 
den einzelnen Mitgliedstaaten sei sogar ein unterschiedliches Wohnniveau 
notwendig, um eine zutreffende Ressourcenallokation zu ermöglichen. Al-
lerdings kam es zu einem Zugeständnis bezüglich der französischen Forde-
rungen. Die Lohngleichheit von Mann und Frau wurde in Art 119 EWGV 
festgeschrieben.18 Ferner wurde in Art 120 EWGV die Regelung niederge-

15	 Barnard, EU Employment Law, 6.
16	 International Labour Office, Social Aspects of European Economic Co-operation, 

1956.
17	 Vgl 40 ff des Reports.
18	 Frankreich hatte die geringsten Lohndifferenziale bei der Entlohnung von Män-

nern und Frauen, nämlich lediglich 7 Prozent im Vergleich zu 20 bis 40 Prozent in 
den Niederlanden und Italien. Diese extremen Unterschiede zu den Nachbarlän-
dern brachte Frankreich vor allem in solchen Produktionsbereichen in eine 
schwierige Situation, deren Anteil an weiblichen Arbeitskräften besonders hoch 
war, wie in der Textil- und Elektroindustrie, vgl zu diesen Zahlen und zur Situa
tion in Frankreich im Vergleich zu Nachbarländern Barnard in: Hervey/O’Keeffe 
(Hg), 324 ff.
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legt, wonach die bestehende Gleichwertigkeit der Ordnungen über die be-
zahlte Freizeit beizubehalten sei, eine Bestimmung, die aber nie praktische 
Bedeutung erlangt hat.

Im Übrigen brachten Art 117 und 118 EWGV klar zum Ausdruck, dass 
keine Rechtsgrundlage für den Erlass bindender Rechtsakte zur Harmoni-
sierung des Arbeitsrechts bestehen soll. Art 117 EWGV besagte lediglich, 
dass die Mitgliedstaaten sich über die Notwendigkeit einig sind, auf eine 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte hin-
zuwirken und dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu 
ermöglichen. Sie sind der Auffassung, dass sich eine solche Entwicklung so-
wohl aus dem eine Abstimmung der Sozialordnungen begünstigenden Wir-
ken des Gemeinsamen Markts als auch aus den in diesem Vertrag vorgesehe-
nen Verfahren sowie aus der Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften ergeben wird. Daraus ist die Vorstellung und Hoffnung abzu-
lesen, die die Gründerväter hatten, dass allein durch das segensreiche Wir-
ken des Gemeinsamen Markts eine Harmonie im Sinne einer Harmonisie-
rung nach oben sich ergeben würde.19 Von daher leuchtet auch ohne weiteres 
die Bestimmung des Art 118 EWGV ein, wonach auf dem Gebiet des Ar-
beitsrechts und der Arbeitsbedingungen die Kommission eine enge Zusam-
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten anstrebt, zu diesem Zweck aber 
lediglich Untersuchungen, Stellungnahmen und die Vorbereitung von Bera-
tungen vorgesehen sind.

Resümee: Die Vorschriften des EWGV spiegeln die vorherrschende öko-
nomische Doktrin wider, wonach grundsätzlich eine Angleichung von Ar-
beitskosten nicht wünschenswert ist. Wettbewerbsverzerrungen werden 
nur befürchtet im Hinblick auf die unterschiedliche Entlohnung von Mann 
und Frau sowie beim bezahlten Urlaub. Insofern geben Art 119 und 120 
EWGV Meinungen wieder, wie sie sowohl im Ohlin-Report wie im Spaak-
Report vertreten wurden.20

19	 Vgl in diesem Sinn Simitis/Lyon-Caen in: Liber amicorum Lord Wedderburn of 
Charlton, 1, 5, die auch auf die Vorstellungen des Spaak-Berichts hinweisen, wo 
geäußert ist, dass die Harmonisierung sich teilweise aus der Entwicklung des 
Marktes selbst, dem Zusammenspiel der Wirtschaftskräfte und den Beziehungen 
zwischen den Beteiligten ergeben würde.

20	 Vgl bezüglich der Notwendigkeit von Regelungen zur Lohngleichheit von Mann 
und Frau die Ausführungen im Ohlin-Report, International Labour Office, 64: 
„A certain distortion of international competition arises from differences in the 
extent to which the principle of equal pay for men and women applies in different 
countries. Countries in which there are large sex differentials will pay relatively 
low wages in industries employing a large proportion of female labour, and these 
industries will enjoy what might be considered a special advantage over their com-
petitors abroad, where differentials according to sex are smaller or non-existant. A 
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